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 I. Einleitung 

1. In diesem Bericht untersucht der Sonderberichterstatter über die Rechte von Men-

schen mit Behinderungen, Gerard Quinn, die Frage des Schutzes und der Teilhabe von Men-

schen mit Behinderungen im Kontext des breit gefassten, auch bewaffnete Konflikte ein-

schließenden Friedenskon�W�L�Q�X�X�P�V�����,�P���6�\�V�W�H�P���G�H�U���9�H�U�H�L�Q�W�H�Q���1�D�W�L�R�Q�H�Q���X�P�I�D�V�V�W���G�L�H�V���Ä�3�U�l�Y�H�Q��
tion, Konfliktbeilegung, Friedenssicherung, Friedenskonsolidierung und langfristige Ent-

�Z�L�F�N�O�X�Q�J�³��1 

2. Zur Erstellung dieses Berichts analysierte der Sonderberichterstatter 39 Rückmeldun-

gen zu einem Fragebogen, der an Staaten, Militärbehörden, Nationale Menschenrechtsinsti-

tutionen und zivilgesellschaftliche Organisationen, einschließlich Organisationen von Men-

schen mit Behinderungen, ging und sich vorrangig mit den politischen Konzepten, der Ope-

rationalisierung und der kollektiven Stimme in diesem Prozess befasste.2 Ebenso hielt der 

http://www.ohchr.org/EN/Issues/Disability/SRDisabilities/Pages/GA76-Armed-Conflict-Report.aspx
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7. Das vordringlichste Problem ist die Unsichtbarkeit 
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unmittelbar um die Entwicklung und die Veränderung von Systemen, was für eine umfas-

sende Betrachtung des Friedenskontinuums besonders maßgeblich ist. 

12. Im ersten Teil dieses Berichts steckt der Sonderberichterstatter den Rahmen der Er-

örterung ab und geht dafür auf den tiefgreifenden normativen Neuanfang ein, den das Über-

einkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen darstellt. Wie im Folgenden 

dargelegt wird, gründet sich dieser Neuanfang auf die Hervorhebung der Personalität von 

Menschen mit Behinderungen (ihre Stimme als Individuen und als Kollektiv) und auf ein 

breiteres wie auch tieferes Verständnis der Begriffe Gleichberechtigung, Inklusion und Teil-

habe. Die Resolution 2475 (2019) des Sicherheitsrats markiert einen historischen Wende-

punkt, indem der entsprechende Ansatz erweitert wurde und nun beispielsweise auch die 

Rolle von Menschen mit Behinderungen im Rahmen der Friedenskonsolidierung mitein-

schließt. Dieser Bericht soll dazu beitragen, dass die von der Resolution des Sicherheitsrats 

in Gang gesetzte Erörterung dieses Themas weiter vertieft wird. 

13. Im zweiten Teil dieses Berichts geht der Sonderberichterstatter auf die verschiedenen 

mit der Thematik Frieden und Konflikt in Zusammenhang stehenden Politikbereiche ein und 

zeigt genau auf, wo eine relative Unsichtbarkeit von Menschen mit Behinderungen besteht 

und wie er sich nachteilig auf sie auswirkt. Diese nachteiligen Auswirkungen sind größten-

https://undocs.org/ot/S/RES/2475(2019)
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humanitären Krisen oder bei Naturkatastrophen. Daher sind nach dem bekannten Artikel 11 

des Übereinkommens über Gefahrensituationen und humanitäre Notlagen die Vertragspar-

�W�H�L�H�Q���Y�H�U�S�I�O�L�F�K�W�H�W�����Ä�L�P���(�L�Q�N�O�D�Q�J���P�L�W���L�K�U�H�Q���9�H�U�S�I�O�L�F�K�W�X�Q�J�H�Q���Q�D�F�K���G�H�P���9�|�O�N�H�U�U�H�F�K�W�����H�L�Q�V�F�K�O�L�H�‰��
lich des humanitären Völkerrechts und der internationalen Menschenrechtsnormen, alle er-

�I�R�U�G�H�U�O�L�F�K�H�Q�� �0�D�‰�Q�D�K�P�H�Q�³�� �]�X�� �H�U�J�U�H�L�I�H�Q���� �X�P�� �L�Q�� �G�H�Q�� �J�H�Q�D�Q�Q�W�H�Q�� �1�R�W�V�L�W�X�D�W�L�R�Q�H�Q�� �Ä�G�H�Q�� �6�F�K�X�W�]��
�X�Q�G���G�L�H���6�L�F�K�H�U�K�H�L�W���Y�R�Q���0�H�Q�V�F�K�H�Q���P�L�W���%�H�K�L�Q�G�H�U�X�Q�J�H�Q���]�X���J�H�Z�l�K�U�O�H�L�V�W�H�Q�³�� 

23. Im Lichte des Übereinkomm�H�Q�V�� �H�U�K�l�O�W���V�R�P�L�W���G�H�U���%�H�J�U�L�I�I�� �Ä�6�F�K�X�W�]�³�� �L�P�� �5�D�K�P�H�Q���G�H�V��
humanitären Völkerrechts zwei neue Dimensionen. Erstens bedeutet das im Einklang mit 

dem Gleichberechtigungsverständnis des Ausschusses für die Rechte von Menschen mit Be-

hinderungen, dass die Verschiedenheit von Behinderung in den geltenden Schutznormen ver-

stärkt beachtet und positive Vorkehrungen für diese Verschiedenheit getroffen werden müs-

sen. Dies würde Menschen mit Behinderungen im humanitären Völkerrecht zweifellos stär-

kere Sichtbarkeit verschaffen. Zweitens bedeutet es, dass die Schutzagenda in eine umfas-

sendere Agenda zu den Themen Personalität, Gleichberechtigung sowie soziale Inklusion 

https://undocs.org/ot/S/RES/2475(2019)
https://undocs.org/ot/S/RES/2475(2019)
https://undocs.org/ot/S/RES/2475(2019)
http://www.un.org/en/content/disabilitystrategy/
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einen Rechenschaftsrahmen für die Institutionen, der für alle vier Ziele detaillierte Indikato-

ren vorsieht. 

27. Die Strategie ist für die Tätigkeiten der Vereinten Nationen im gesamten breitgefass-

ten Friedenskontinuum von großer Bedeutung. Sie gilt für die Hauptabteilung Politische An-

gelegenheiten und Friedenskonsolidierung ebenso wie für die Hauptabteilung Friedensmis-

sionen. Die Sektion Entwaffnung, Demobilisierung und Wiedereingliederung in letztgenann-

ter Hauptabteilung arbeitet derzeit an einem Modul zum Thema Behinderung. Darüber hin-

aus erarbeitet der Dienst für Antiminenprogramme in derselben Hauptabteilung derzeit eine 

Norm zur Opferhilfe im Rahmen der Internationalen Normen für Antiminenprogramme. 

28. Ein kürzlich veröffentlichter Bericht des Generalsekretärs über die Umsetzung der 

Strategie enthält positive Anzeichen für Fortschritte bei der Inklusion von Menschen mit Be-

hinderungen im gesamten System der Vereinten Nationen.9 Insgesamt ergab die zur Erstel-

lung des Berichts durchgeführte Analyse, dass in den Fonds, Programmen und Sonderorga-

nisationen vielversprechende Fortschritte erzielt wurden. Zwar wurde festgestellt, dass das 

https://undocs.org/A/75/314


https://undocs.org/A/37/351/Add.1
https://undocs.org/A/37/351/Add.1/Corr.1
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35. In Resolution 2250 (2015) über Jugend und Frieden und Sicherheit erkannte der Si-

cherheitsrat erstmals die Rolle von Jugendlichen bei der Verhütung von Gewalt und der Bei-

legung von Konflikten an und forderte eine verstärkte Vertretung Jugendlicher in Entschei-

dungsprozessen auf allen Ebenen.15 Jugendliche mit Behinderungen sollten an inklusionsför-

dernden Praktiken teilnehmen, insbesondere mit Blick auf Beschäftigung, Berufsausbildung 

und Bildungsmöglichkeiten für sie sowie die Förderung der unternehmerischen Initiative Ju-

gendlicher und ihre sinnvolle Partizipation an Entscheidungsprozessen. Der Rat hob hervor, 

dass die Unterbrechung des Zugangs junger Menschen zu Bildung und wirtschaftlichen 

Chancen die Herbeiführung eines dauerhaften Friedens und einer anhaltenden Aussöhnung 

erheblich beeinträchtigt. 

36. Menschen mit Behinderungen, die ethnischen Minderheiten angehören, können wäh-

rend eines Konflikts einem unverhältnismäßig hohen Risiko ausgesetzt sein. Menschen mit 

https://undocs.org/ot/S/RES/2250(2015)
https://undocs.org/ot/S/RES/1325(2000)
https://undocs.org/ot/S/RES/1325(2000)
https://undocs.org/ot/S/RES/2419(2018)
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51. 



https://undocs.org/A/HRC/31/30
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medizinische und das fürsorgeorientierte Modell der Behinderung stützt, kommt er doch zu 

derselben Schlussfolgerung wie die genannte Publikation des IKRK, dass nämlich das hu-

manitäre Völkerrecht Schutzbestimmungen für Menschen mit Behinderungen vorsieht, wenn 

es in Verbindung mit dem Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderun-

gen gelesen wird.24 Daran anschließend wird in dem Bericht konkret analysiert, wie die 

https://undocs.org/ot/S/RES/2475(2019)
https://undocs.org/ot/S/RES/2475(2019)
https://undocs.org/CRPD/C/GRC/CO/1


https://undocs.org/ot/S/RES/2475(2019)
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Maßnahmen bereit.31 Darin enthalten sind allgemeine Handlungsanleitungen für die Inklu-

sion von Kindern mit Behinderungen im Rahmen humanitärer Maßnahmen und thematische 

Anleitungen für die Bereiche Bildung, Gesundheit und HIV/Aids, Ernährung, Schutz sowie 

Wasser, Sanitärversorgung und Hygiene. 

73. Das Hohe Flüchtlingskommissariat der Vereinten Nationen (UNHCR) hat sich der 

Frage des Schutzes von Menschen mit Behinderungen, die vertrieben sind oder als Flücht-

https://undocs.org/A/AC.96/1095
https://www.humanitarianresponse.info/en/operations/ukraine/document/guidance-including-children-disabilities-humanitarian-action
https://www.humanitarianresponse.info/en/operations/ukraine/document/guidance-including-children-disabilities-humanitarian-action


http://www.unddr.org/the-iddrs/


https://undocs.org/ot/S/RES/2475(2019)
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89. Es muss von der Grundannahme ausgegangen werden, dass in jedem beliebigen 

Einsatzgebiet Menschen mit Behinderungen mindestens 15 Prozent der Zivilbevölke-

rung ausmachen. 

90. Um das entsprechende Wissen und die Fachkenntnisse zu erlangen, die sie be-

nötigen, um einen behindertengerechten Ansatz verfolgen zu können, sollten die Mili-

tärbehörden verstärkt mit Organisationen von Menschen mit Behinderungen zusam-

menarbeiten und aktiv deren Fachwissen einholen. 

91. Ein großer Schritt nach vorn wäre getan, wenn die Staaten die in Artikel 11 des 

Übereinkommens festgelegte Verpflichtung ausdrücklich in ihre militärischen Hand-

bücher, Verfahren und Praktiken aufnehmen und darin ein Schulungsmodul zum 

Thema Behindertenrechte für alle militärischen Kräfte und Sicherheitskräfte vorsehen 

würden. 

 

  Völkerstrafrecht 
 

92. Die Staaten und multilateralen Einrichtungen sollten Behinderungsaspekten im 

Rahmen laufender und künftiger Untersuchungen von Kriegsverbrechen und Verbre-

chen gegen die Menschlichkeit sowie in entsprechenden Untersuchungskommissionen 

und Gerichtsverfahren größere Bedeutung beimessen. 

93. Sowohl im Übereinkommen als auch in der historischen Resolution 2475 (2019) 

des Sicherheitsrats wird die Beendigung der Straflosigkeit gefordert. Dennoch haben 

bisher überraschend wenige internationale strafrechtliche Untersuchungen, Strafver-
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(insbesondere den Gebern) Vorschläge für einen möglichen Ausbau ihrer Kapazitäten 

unterbreitet werden; 

  b) weitere Forschungsarbeiten sind erforderlich, um grundlegende operative 

Empfehlungen für Militärbehörden dahingehend zu erarbeiten, wie sie das Thema Be-

hinderung durchgängig berücksichtigen und die Inklusion von Menschen mit Behinde-

rung auf strategischer, operativer und taktischer Ebene umsetzen können; 

  c) es bedarf weiterer Forschung dazu, wie Organe des Völkerstrafrechts der-

zeit auf Verbrechen gegen Menschen mit Behinderungen infolge von Konflikten reagie-

ren, sowie klarer Empfehlungen dazu, wie sie sicherstellen können, dass ihre Ermitt-

lungs- und sonstigen Verfahren für Menschen mit Behinderungen uneingeschränkt 

barrierefrei sind und ihren Bedürfnissen Rechnung tragen; 

  d) Beispiele für die Inklusion von Menschen mit Behinderungen im Bereich 

der Friedenskonsolidierung müssen näher untersucht werden, damit praxisnahe Leit-

linien für ihre Inklusion in Friedenskonsolidierungsprozesse nach Konflikten erstellt 

werden können. 

    




